
Die Aussagen der Zeugen wie der beiden Vorsitzen­
den und die Unterlagen der Abteilung Buchhaltung der 
LPG ergeben einen erheblichen Ausfall bei der Rüben­
ernte. Die Menge verteilt sich auf zwei Rübenschläge 
von je 3 ha und einen Futterrübenschlag von 2 ha 
Größe. Als Mindestertrag kommen auf den Hektar 
300 dz. Bezahlt worden wären diese Rüben mit dem 
Ubersollpreis von 6 DM pro dz und Lieferung von 
Grundfutter, Futter und Zucker. Die Genossenschaft 
hat ihr Rübensoll aus den Erträgen der anderen Bri­
gaden gerade noch erfüllen können; darüber hinaus ge­
erntete Rüben wären also zu sehr vorteilhaften Be­
dingungen abgegeben worden.

Sämtliche Zeugen sagten aus, daß der Verklagte die 
Rübenschläge nicht habe eggen, obschon teilweise ver­
ziehen und hacken lassen. Es habe jedoch das Hacken 
keinen Zweck mehr, wenn nicht zur Zeit geeggt worden 
sei, weil — infolge Verunkrautung — die Säuberung 
von Rübenschlägen alsdann unmöglich werde. Es treffe 
zu, daß nach Übernahme der zum Gute C. gehörigen 
Felder durch den Verklagten einer der Rübenschläge 
habe umgebrochen und neu eingesät werden müssen, 
da er völlig verunkrautet gewesen sei. Diese Arbeiten 
jedoch habe die MTS besorgt. Später sei aber auch 
der neu eingesäte Schlag nicht gepflegt worden und 
habe deshalb keinen Ertrag gebracht. Der Zeuge Land­
arbeiter L. schildert, wie er zwar den Verklagten des 
öfteren auf das Erfordernis gehöriger Feldpflege hin­
gewiesen, mit seinen Vorstellungen aber nichts erreicht 
habe. Auch dem Zeugen B., als Mitglied der Brigade, 
ist aufgefallen, daß die Felder des später an den Eigen­
tümer zurückgegebenen Gutes H. besser gepflegt 
wurden als die des bei der LPG verbliebenen Gutes C. 
Er hat damals aber nicht gewagt, sich beschwerde­
führend an den Vorstand, insbesondere den inzwischen 
ausgeschiedenen stellvertretenden Vorsitzenden F., zu 
wenden. Erst als der Vorsitzende, Meisterbauer K., aus 
dem Krankenhaus gekommen sei, sagt der Zeuge aus, 
habe sich alles geändert ...

Den Gegenwert der ihm gelieferten Naturalien in 
Höhe von 121,37 DM hat der Verklagte als Forderung 
der Genossenschaft anerkannt. Den Rechnungsbetrag 
des von ihm beschädigten Düngerstreuers beanstandet 
er als zu hoch. Tatsächlich ist im Preisprüfungsverfah­
ren dieser Betrag von 465,02 DM um 153,44 DM herab­
gesetzt worden. Insoweit hat deshalb die Klägerin ihren 
Klageantrag für erledigt erklärt.

Nach alledem ist der Anspruch der über den ge­
forderten Betrag hinaus durch zumindest grobe Fahr­
lässigkeit des Verklagten schwer geschädigten Genossen­
schaft in Höhe des Erkenntnisses begründet. Auf das 
Maß der dem Verklagten nach dem Genossenschafts­
vertrag und unseren gesellschaftlichen Erfordernissen 
obliegenden Sorgfaltspflicht noch einzugehen, er­
übrigt sich, da der Verklagte für grobe Fahrlässigkeit 
auf jeden Fall einzustehen hat (§ 277 BGB).

A n m e r k u n g  :
D e m  Urteil des Bezirksgerichts ist im Ergebnis zu­

zustimmen. Bedenken erregt dagegen die Begründung 
des Urteils in ihrem ersten Teil. Das Gericht geht von 
der Vorstellung aus, daß es sich beim „Genossenschafts­
vertrag“ um ein zivilrechtliches Schuldverhältnis han­
delt, und wendet dementsprechend auf Ansprüche aus 
diesem Rechtsverhältnis die Bestimmungen der §§ 276, 
320 ff. BGB an. Es zieht daneben sogar die Vorschrif­
ten über den Dienst- und Werkvertrag (!) heran. Das 
Statut und die Betriebsordnung der klagenden LPG 
werden offenbar nur als eine auf vertraglicher Verein­
barung beruhende Konkretisierung der Vorschriften 
über den gegenseitigen Vertrag angesehen, die im 
übrigen die Ansprüche der Beteiligten regeln. Diese 
Methode, neuen Wein in alte Schläuche zu füllen, muß 
schon bei der vorbehaltlosen Anwendung der Vor­
schriften des BGB etwa auf Verträge des Allgemeinen 
Vertragssystems — die unzweifelhaft zivilrechtliche 
Schuldverhältnisse sind — zu Schwierigkeiten führen, 
im vorliegenden Fall aber kommt man damit zu un­
haltbaren Ergebnissen.

Bei zivilrechtlichen Schuldverhältnissen handelt es 
sich im wesentlichen um die Rechtsform des Austau­
sches von Waren oder Dienstleistungen bzw. um die 
staatliche Verteilung der Produktionsmittel. Auf diese 
Verhältnisse sind auch — mit Einschränkungen — die

Vorschriften der §§ 320 ff. BGB zugeschnitten. Beim 
Genossenschaftsvertrag dagegen handelt es sich um 
die Rechtsform des freiwilligen Zusammenschlusses der 
werktätigen Bauern und Landarbeiter beim Aufbau der 
Grundlagen des Sozialismus auf dem Lande. Es liegt 
also dem Rechtsverhältnis ein prinzipiell anderes ge­
sellschaftliches Verhältnis zugrunde'. Dementsprechend 
sind auch die einzelnen Statuten und Betriebsordnun­
gen der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften keine Konkretisierung der allgemeinen Vor­
schriften über den zivilrechtlichen gegenseitigen Ver­
trag, sondern eine Konkretisierung der Musterstatuten 
und der Musterbetriebsordnung. Die Musterstatuten 
enthalten ihrer besonderen Bedeutung für den Aufbau 
des Sozialismus auf . dem Lande entsprechend 
zwingende Rechtsnormen. Sie können nur ergänzt 
bzw. konkretisiert werden, wo die Musterstatuten 
selbst eine zwingende Ergänzung oder Konkretisierung 
zulassen. Grundsätzlich nur aus den Musterstatuten 
und den sonstigen Vorschriften über die LPG sind, wo 
die konkreten Bestimmungen nicht ausreichen, die all­
gemeinen Rechtsgrundsätze zu entnehmen, nach denen 
über Ansprüche aus dem Genossenschaftsverhältnis zu 
entscheiden ist.

In diesem Zusammenhang erhebt sich die Frage nach 
dem Platz der Musterstatuten und aller anderen die 
Beziehungen in der LPG regelnden Vorschriften im 
System unseres Rechts überhaupt. Es gilt, die Erkennt­
nis durchzusetzen, daß es sich beim Recht der LPG 
schon heute um einen selbständigen Rechtszweig un­
seres einheitlichen Rechtssystems handelt. Die bestim­
menden Kriterien für die Zusammenfassung der sich 
auf die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf­
ten beziehenden Rechtsnormen zu einem selbständigen 
Rechtszweig sind der besondere Charakter der ge­
regelten gesellschaftlichen Verhältnisse einerseits und 
die besonderen Aufgaben unseres Staates bei der sozia­
listischen Umgestaltung der Landwirtschaft anderer­
seits. Daß es sich bei den Aufgaben unseres Staates 
auf dem Gebiet der sozialistischen Umgestaltung der 
Landwirtschaft um besondere Aufgaben handelt, die 
auch besondere Formen und Methoden der rechtlichen 
Regelung bedingen, ist leicht einzusehen. Aber auch der 
Gegenstand des Rechts der LPG — die vom Recht der 
LPG geregelten gesellschaftlichen Verhältnisse — unter­
scheidet sich prinzipiell vom Gegenstand anderer 
Rechtszweige, insbesondere dem des Zivilrechts. Der 
Gegenstand des Rechts der LPG sind die Verhältnisse 
der genossenschaftlich-sozialistischen Produktion auf 
der Grundlage des sozialistischen Gruppeneigentums 
der LPG. Es würde dem Wesen dieser Verhältnisse 
widersprechen, wollte man ihre einzelnen Elemente 
auseinanderreißen, die Arbeitsverhältnisse dem Arbeits­
recht, die Vermögensverhältnisse dem Zivilrecht usw. 
zuordnen. „Alle diese Verhältnisse (die in einer Ge­
nossenschaft entstehenden gesellschaftlichen Verhält­
nisse — K. H.) sind untrennbar miteinander verbun­
den und bilden in ihrer Gesamtheit eine komplizierte 
organische Einheit“1).

Aus der Bestimmung des Rechts der LPG als eines 
selbständigen Rechtszweiges ergeben sich wichtige 
praktische Schlußfolgerungen. Die Umstände liegen 
hier ähnlich wie beim Arbeitsrechl. Erst die Erkennt­
nis vom Arbeitsrecht als einem selbständigen Rechts­
zweig neben dem Zivilrecht ermöglichte es der Ar­
beitsrechtswissenschaft und -praxis, sich von zivilrecht­
lichen Vorstellungen im Arbeitsrecht freizumachen und 
neue Lösungen auf der Grundlage der Normen unseres 
Arbeitsrechts, gestützt auf die Analyse des Charakters 
der Arbeitsverhältnisse in unserer Arbeiter- und Bau­
ernmacht, zu finden1 2).

Im vorliegenden Fall ergeben sich Schlußfolgerungen 
aus dieser Erkenntnis zunächst in der Frage der Ab­
leitung des Schadensersatzanspruchs. Der Schadenser­
satzanspruch der LPG leitet sich unmittelbar aus der 
Arbeitsdisziplin in der Genossenschaft ab, insbesondere 
aus der in Ziff. 1 aller Musterstatuten festgelegten 
Pflicht, „ehrlich zu arbeiten,... das staatliche und ge­
nossenschaftliche Eigentum zu behüten“, in Verbindung

1) Pawlow, „Begriff und Wesen der Kolehosrechtsverhältnisse 
und Aufgaben der Verwaltungsorgane“, in Sowjetwissenschaft 
(Ges. Abt.), 1953, Heft 1, S. 65.

2) vgl. die Berichte über die öffentliche Verteidigung der 
Dissertation von Schneider, „Die materielle Verantwortlichkeit 
der Arbeiter und Angestellten in den sozialistischen Betrieben“, 
in Staat und Recht 1953, Heft 5, S. 632 ff. und NJ 1953 S. 521 ff.
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